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Bad Godesberg, den 22. März 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Erbbaurecht für Eigenheimbesitzer 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Stecker, Erpen- 
beck, Franke (Osnabrück), Dr. Ritz, Varelmann und 
Genossen 

— Drucksache V/388 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt: 

Zu 1. und 2. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß bei Eigenheimen, die 
einem Erbbauberechtigten gehören, aufgrund von Änderungs- 
klauseln der Erbbauzins in mehr oder weniger großen Ab- 
ständen erhöht worden ist. Es können jedoch keine Angaben 
darüber gemacht werden, in wie vielen Fällen und in welchem 
Umfange Erbbauzinsen erhöht wurden. Da erfahrungsgemäß 
vor allem Kirchen- und Gemeindeland im Erbbaurecht vergeben 
wird, muß insoweit bezweifelt werden, daß unangemessene 
Steigerungen des Erbbauzinses in einer beachtlichen Zahl von 
Fällen eingetreten sind. Nach herrschender Rechtsprechung 
sind schuldrechtliche Vereinbarungen, daß der Erbbauzins in 
bestimmten Zeitabständen unter gewissen Voraussetzungen 
neu festgesetzt werden soll mit § 9 Abs. 2 Satz 1 der Erbbau- 
rechtsverordnung, wonach der Erbbauzins nach Zeit und Höhe 
für die ganze Erbbauzeit im voraus bestimmt sein muß, verein- 
bar. Soweit Wertsicherungsvereinbarungen sog. Leistungsvor- 
behalte oder Spannungsklauseln darstellen, bedürfen sie nach 
der Rechtsprechung grundsätzlich auch keiner Genehmigung 
gemäß § 3 Währungsgesetz durch die zuständige Landeszentral- 
bank. Derjenige Erbbauberechtigte, der Änderungsklauseln, 
insbesondere auch Klauseln, nach denen der jeweilige Grund- 
stückswert von Bedeutung ist, vereinbart, muß damit rechnen, 
daß der Grundstückseigentümer bei Änderung der maßgeben- 
den Verhältnisse eine Erhöhung des Erbbauzinses beansprucht. 
Der Umfang der Änderungen des Erbbauzinses ist im Regelfälle 
nicht voraussehbar. Es ist also richtig, daß ein Erbbaurechts- 
vertrag mit einer Änderungsklausel eine gewisse Unsicherheit 
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für den Erbbauberechtigten schafft. Es müssen aber auch die 
gegenläufigen Interessen des Grundstückseigentümers beach- 
tet werden. Wenn Geldwertminderungen eintreten, bedeutet 
ein in seinem Betrag unveränderlicher Erbbauzins eine unzu- 
mutbare Festlegung des Eigentümers und würde vermutlich 
dazu führen, daß Erbbaurechtsbestellungen weitgehend unter- 
bleiben. Die Spruchpraxis der Gerichte hat die Anwendbarkeit 
des Erbbaurechts erleichtert. Gleichzeitig haben die Gerichte 
auch Feststellungen über die Fragen der Zulässigkeit von Än- 
derungsklauseln getroffen. 

Zu 3. 

Die Entwicklung der Baulandpreise ist unterschiedlich. Angaben 
darüber, wie die Entwicklung in Zukunft verlaufen wird, lassen 
sich nicht machen. Klauseln, die auf die Änderung der wirt- 
schaftlichen Verhältnisse bzw. auf Grundstückswerte Bezug 
nehmen, enthalten für den Erbbauberechtigten ein gewisses 
Risiko. In Einzelfällen können sich für Erbbauberechtigte der 
unteren Einkommensschichten in der Tat Belastungen ergeben, 
die für sie schwer tragbar sind. 

Es darf bei dem ganzen Problem jedoch auch nicht übersehen 
werden, daß Erbbauberechtigte wegen der ersparten Grund- 
stücksbeschaffungskosten im Vergleich zu anderen Bauherren 
wesentliche Kostenerleichterungen haben, die vielfach über- 
haupt erst die Durchführung des Bauvorhabens ermöglichen. 
Erfahrungsgemäß fällt es gerade den Eigenheimern aus unteren 
Einkommensgruppen schwerer, ein vergleichsweise größeres 
Eigenkapital für die Durchführung des Bauvorhabens aufzu- 
bringen. Das Erbbaurecht bietet hier gerade eine echte Hilfe- 
stellung. Der dafür aufzubringende laufende Erbbauzins stellt 
demgegenüber das kleinere Übel dar. 

Zu 4. 

Die Entwicklung des Erbbaurechts in der Praxis wird von der 
Bundesregierung aufmerksam verfolgt. Etwaige Gesetzesände- 
rungen müssen sorgfältig erwogen werden. Eine gesetzliche 
Änderung des Inhalts, daß Änderungsklauseln in Erbbauver- 
trägen generell für unzulässig erklärt werden, kann nicht 
befürwortet werden. Dies würde einen erheblichen Eingriff 
in die Vertragsfreiheit bedeuten. Ein generelles Verbot der 
Vereinbarung von Änderungsklauseln würde außerdem dazu 
führen, daß die Anwendung des gerade auch im Interesse der 
einkommensschwachen Bauherren erwünschten Instituts des 
Erbbaurechts erschwert, wenn nicht sogar unmöglich gemacht 
würde. 

Die Ablösung des Erbbaurechts durch den von dem Erbbau- 
berechtigten gewünschten Erwerb des Erbbaugrundstücks setzt 
voraus, daß der Grundstückseigentümer zur Veräußerung bereit 
und in der Lage ist. Dies ist z. B. im Falle von Kirchenland 
vielfach nicht der Fall. Sind sich Grundstückseigentümer und 
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Erbbauberechtigter indessen über eine derartige Ablösung ei- 
nig, so wird ein solcher Grundstückserwerb durch den Erbbau- 
berechtigten vielfach durch die landesgesetzlich geregelte 
Grunderwerbsteuer erschwert. Nur in Ausnahmefällen beste- 
hen landesrechtliche Grunderwerbsteuerbefreiungen für den 
Erwerb des Baugrundstücks durch den Erbbauberechtigten. Für 
die Regelung der Grunderwerbsteuer ist der Bund nach dem 
Grundgesetz nicht zuständig. 


Dr. Bücher 
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